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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Steilungnahme des Bundesrates zum Finanzpian und Investitionsprogramm 
des Bundes 1974 bis 1978 sowie Gegenäußerung der Bundesregierung 
zum Beschluß des Bundesrates 


Stellungnahme des Bundesrates 

1. a) Der Finanzplan sieht vor, daß die Verschul- 
dung des Bundes in den Jahren 1974 bis 1978 
von zur Zeit 61 Mrd. DM auf 143 Mrd. DM 
anwächst. Dies bedingt im Vergleich zu den 
Vorjahren eine außerordentlich starke Aus- 
weitung der jährlichen Kreditaufnahme. Aus 
heutiger Sicht ist nicht erkennbar, wie dieser 
Kreditbedarf ohne nachteilige Auswirkungen 
auf die konjunkturelle Entwicklung befrie- 
digt werden kann. Dabei ist besonders zu be- 
rücksichtigen, daß auch Länder und Gemein- 
den künftig in beträchtlichem Maße auf den 
Kreditmarkt angewiesen sein werden. Nach 
Auffassung des Sadiverständigenrats zur Be- 
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung wäre eine jährliche Nettokreditauf- 
nahme der öffentlichen Hand in Hohe von 
1,5 V. H. des Bruttosozialprodukts — wie in 
der Vergangenheit — konjunkturneutral. 
Dieser Kreditplafond wird nach dem Finanz- 
plan allein vom Bund in Anspruch genommen. 

Bei dieser Sachlage bedauert es der Bundes- 
rat ganz besonders, daß eine Abstimmung 
über die Möglichkeiten der künftigen Ver- 
schuldung von Bund, Ländern und Gemeinden 
unterblieben ist. 


GegenäußerungderBundesregierung 

Die Bundesregierung ist sich der Problematik der 
hohen Nettokreditaufnahme bewußt. Sie geht davon 
aus, daß diese ohne die vom Bundesrat befürchteten 
nachteiligen Auswirkungen realisiert werden kann. 

Das Problem der wegen der Steuerreform steigen- 
den Finanzierungsdefizite des öffentlichen Gesamt- 
haushalts ist im übrigen in der Sitzung des Finanz- 
planungsrats am 24. Juni 1974 behandelt worden. 
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Stellungnahme des Bundesrates 

b) Die vom Bund in Anspruch genommenen 
Kreditaufnahmen sind um so bedenklicher, als 
sie nicht zu steigenden Investitionen führen. 
Der Anteil der Investitionsausgaben am Bun- 
deshaushalt wird vielmehr von 16,5 v. H. im 
Jahre 1974 auf 12,8 v. H. im Jahre 1978 zu- 
rückgehen. 


2. In seiner Stellungnahme zu Kapitel 60 01 Titel 
015 02 des Entwurfs des Bundeshaushalts 1975 
hat der Bundesrat die Maximalforderung der 
Bundesregierung nach einer Erhöhung des Bun- 
desanteils an der Umsatzsteuer um 9,3 Prozent- 
punkte nicht anerkannt. Ebensowenig erkennt er 
auch die entsprechenden Ansätze im Finanzplan 
an. 


GegenäußerungderBundesregierung 

Die starke Erhöhung der Ausgaben im konsumtiven 
Bereich durch die Kindergeldreform führt zwangs- 
läufig zu einem Rückgang des Anteils der Investi- 
tionsausgaben an den Gesamtausgaben. Absolut 
nehmen die Investitionsausgaben in den kommen- 
den Jahren zu (vgl. im übrigen Gegenäußerung 
zu Nummer 3 der Stellungnahme des Bundesrates 
zum Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung 
des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 
1975). 

Die Bundesregierung nimmt die Erklärung zur 
Kenntnis (vgl. auch Stellungnahme zu Kapitel 60 01 
Titel 015 02). 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 18, November 1974 — 1/4 (lV/5) — 501 00 — Fi 16/74. 
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